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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Siegfried Scheffler, Annette Faße, Elke Ferner, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/4378 - 


Befreiung von Elektrobooten mit photovoltaischer Energiegewinnung 
bis zu einer Motorleistung von 2,21 kW (3 PS) von der Fahrerlaubnispflicht 
auf Bundeswasserstraßen in Berlin 


A. Problem 

Die Antragsteller schlagen vor, die Bundesregierung aufzufor- 
dern, Elektroboote mit photovoltaischer Energiegewinnung bis zu 
einer Motorleistung von 2,21 kW (3 PS) von der Fahrerlaubnis- 
pflicht auf den Bundeswasserstraßen in Berlin auszunehmen. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag in einer erweiterten Fassung 
anzunehmen, um dadurch Rechtsgleichheit für alle Bundeswas- 
serstraßen zu erreichen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme des ursprünglichen Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 



Drucksache 13/5048 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/4378 - in folgender Fassung anzu- 
nehmen: 

„Die Bundesregierung wird gebeten, die lt. Sportbootführer- 
scheinverordnung-Binnen vom 22. März 1989 festgelegte Fahr- 
erlaubnisbefreiung für Boote mit einer Motorleistung von bis zu 
3,68 kW (5 PS) auf Berlin zu erstrecken, um dadurch Rechts- 
gleichheit für alle Bundeswasserstraßen zu erreichen. " 

Bonn, den 19. Juni 1996 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Siegfried Scheffler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 13/5048 


Bericht des Abgeordneten Siegfried Scheffler 


I. Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf 
Drucksache 13/4378 in seiner 101. Sitzung am 
25. April 1996 ohne Aussprache federführend an 
den Ausschuß für Verkehr und mitberatend an 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat in seiner Sitzung am 19. Juni 
1996 auf eine Stellungnahme verzichtet. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag in sei- 
ner 33. Sitzung am 19. Juni 1996 beraten. Dabei 
hat er sich einstimmig für eine erweiterte Fassung 
des Antrags ausgesprochen. 

II. Die Antragsteller haben darauf hingewiesen, daß 
die Sportbootführerscheinverordnung-Binnen vom 
22. März 1989 jedem gestattet, auf den Bundes- 
wasserstraßen ein Boot mit einer Motorleistung 
von bis zu 3,68 kW (5 PS) ohne eine Fahrerlaubnis 
zu führen. Im Land Berlin gelte jedoch auch nach 
der Wiedervereinigung die umfassende Fahr- 
erlaubnispflicht. Deshalb dürften Berliner Bürger 
Sportboote mit Motorantrieb ungeachtet deren 
Leistung und der Form der Energiegewinnung 
nur mit einer Fahrerlaubnis führen. Maßgebend 
dafür seien Sicherheitserwägungen hinsichtlich 
des Schiffsverkehrs. Nach Auffassung der An- 
tragsteller werde die Sicherheit der Schiffahrt auf 
Berliner Gewässern aber durch die Tret-, Ruder- 
und Paddelboote der vorhandenen Bootsverleih- 
betriebe nicht wesentlich beeinträchtigt. Ein Mo- 
torantrieb mit sehr geringer Leistung begründe 
sachlich keinen Unterschied zu diesen nur mit 
Muskelkraft fortbewegten Booten. Das Gastrecht 
für Bürger Brandenburgs, die auf Berliner Ge- 
wässern ohne besondere Fahrerlaubnis ein Sport- 
boot führen dürften, beeinträchtige den Berliner 
Schiffsverkehr ebenfalls nicht. Die Aufrechterhal- 
tung der umfassenden Fahrerlaubnispflicht in 
Berlin allein aus Sicherheitsgründen lasse sich da- 


her nicht mehr begründen. Deshalb sollten schon 
jetzt - auch unter Berücksichtigung des Umwelt- 
schutzes - Boote mit photovoltaischer Energiege- 
winnung bis zu einer Motorleistung von 2,21 kW 
(3 PS) von der Fahrerlaubnispflicht ausgenommen 
werden. Eine solche Ausnahme sei auch geeig- 
net, die Unfallentwicklung und damit die Sicher- 
heit des Schiffsverkehrs im Hinblick auf eine Be- 
freiung von Motorbooten aller Antriebsarten mit 
einer Leistung bis zu 3,68 kW (5 PS) von der Fahr- 
erlaubnispflicht weiter zu spezifizieren. 

In der Ausschußberatung legten die Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. einen Änderungsantrag 
vor, der auf eine vollständige Übernahme des in 
den übrigen Bundesländern geltenden Rechts auf 
Berlin hinausläuft: 

„Die Bundesregierung wird gebeten, die lt. Sport- 
bootführerscheinverordnung-Binnen vom 22. März 
1989 fest gelegte Fahrerlaubnisbefreiung für Boote 
mit einer Motorleistung von bis zu 3,68 kW (5 PS) 
auf Berlin zu erstrecken, um dadurch Rechts- 
gleichheit für alle Bundeswasserstraßen zu er- 
reichen. 11 

Diesem Vorschlag schlossen sich sowohl die An- 
tragsteller als auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und die Gruppe der PDS ausdrücklich 
an und baten darum, als Mitantragsteller betrach- 
tet zu werden. Der Vertreter des Bundesministe- 
riums für Verkehr wies zwar darauf hin, daß es 
schwierig sein werde, die für diese Änderung 
der Sportbootführerscheinverordnung-Binnen not- 
wendige Zustimmung im Bundesrat zu erhalten, 
da sich bislang die Bundesländer Berlin und Bran- 
denburg gegen diese Änderung ausgesprochen 
hätten; selbstverständlich werde die Bundesregie- 
rung sich aber bemühen, diese Änderung durch- 
zusetzen. Dem Antrag wurde sodann in der obigen 
Fassung einstimmig zugestimmt. 


Bonn, den 19. Juni 1996 


Siegfried Scheffler 

Berichterstatter 
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